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Bettina Hagedorn beim traditionellen Rathausgespräch in Reinfeld: 

Reger Austausch mit Bürgermeister Roald Wramp und Vertretern aller 

Fraktionen zur Corona-Pandemie und zur Städtebauförderung 

 (Im Anhang finden Sie ein Foto zur freien Verfügung) 

 

Am 09. August 2021 war Bettina Hagedorn beim traditionellen Rathausgespräch in 

Reinfeld. In dem Gespräch mit Bürgermeister Roald Wramp, der stellv. 

Bürgervorsteherin Lisa-Marie Zielke  sowie Vertreter*innen aller Fraktionen der Stadt 

Reinfeld ging es auf Wunsch der Stadt vor allem um die Situation während der Corona-

Pandemie – insbesondere um die Finanzierung der Kommunen und ihre vielfältig 

wachsenden Aufgaben. Bettina Hagedorn, Bundestagsabgeordnete von Ostholstein und 

seit 19 Jahren im Austausch mit den Rathäusern von Fehmarn bis Reinfeld, fasst 

zusammen: „Endlich konnte mein traditionelles 'Rathausgespräch' in Reinfeld – 

und gleichzeitig auch mein „Antrittsbesuch“ bei dem seit einem Jahr im Amt 

befindlichen  Bürgermeister Roald Wramp – stattfinden. Wegen der Corona-

Pandemie ging es leider nicht früher, weil ich immer sehr viel Wert darauf lege, 

dass die Kommunalpolitiker aller Fraktionen dabei sein können. Wir hatten uns 

eine spannende Tagesordnung für die 2 1/2 Stunden vorgenommen, wobei die 

Finanzierung der Kommunen und ihre vielfältig wachsenden Aufgaben von der 

Krippe bis zur Kita und Ganztagsbetreuung an den Grundschulen samt 

Digitalisierung für alle Klassen und Schularten im Mittelpunkt standen. Danke für 

das gute Gespräch - wie versprochen, komme ich gerne wieder, denn der direkte 

'Draht' zur Kommunalpolitik ist mir immer schon (als ehemalige ehrenamtliche 

Bürgermeisterin und Amtsvorsteherin!) besonders wichtig gewesen: In den 

Städten und Gemeinden wird maßgeblich über die Lebensqualität der Menschen 

vor Ort entschieden - über die Förderung von Vereinen und Verbänden, über Kita 

und Schule, über die Unterstützung der Senioren und passgenaue Ausweisungen 

Berlin, 12.08.21 
 



Seite 2 von 2 
 

für sowohl Baugebiete wie auch für Gewerbeansiedlungen. Reinfeld hat - im 

'Speckgürtel' von Lübeck - viele Chancen!“ 

Der Treffpunkt für diesen ausführlichen Gedankenaustausch war das Rathaus von 

Reinfeld, wo das Gespräch unter der Einhaltung der Hygieneregeln mit viel Abstand 

erfolgen konnte.  Zuletzt war Bettina Hagedorn am 12.März 2016 und am 07.Februar 

2018 zum „Rathausgespräch“ in Reinfeld. 

Hagedorn weiter: „Es ist mir eine besondere Freude den Gedankenaustausch mit 

Kommunalpolitikerinnen und Kommunalpolitikern aller Fraktionen über die 

aktuellen Herausforderungen in der Stadt, die die Arbeit im Bundestag thematisch 

berühren, nach der langen 'Corona-Pause' zu pflegen. In den letzten Jahren der 

Großen Koalition hat der Bund viel für die Unterstützung der Kommunen geleistet 

und dafür mehrfach das Grundgesetz geändert. Als die Städte und Gemeinden in 

der Pandemie 2020 von dramatisch sinkenden Gewerbesteuereinnahmen 

getroffen wurden, hat der Bund mit den Ländern beschlossen, die 

prognostizierten Gewerbesteuerausfälle von über 13 Mrd. Euro zu kompensieren. 

Die Gewerbesteuerausfälle waren glücklicherweise deutlich niedriger als 

befürchtet, aber trotzdem hat der Bund seinen Anteil von über 6,7 Mrd. Euro im 

Herbst 2020 an die Länder überwiesen. Es wird darauf zu achten sein, dass auch 

die Länder ihren Anteil in gleicher Höhe 2021 an die Städte und Gemeinden leisten.  

Außerdem übernimmt der Bund künftig auf Dauer 74 Prozent (statt 49) der 

Unterkunfts- und Heizkosten für Empfänger der Grundsicherung und entlastet 

damit Kreise erheblich (ca. 3,4 Mrd. Euro pro Jahr allein 2020), weswegen es 

angemessen wäre, wenn die Kreise ihre aktuelle Kreisumlage zur Entlastung der 

Städte und Gemeinden schnell und deutlich senken.  Zum Vergleich: 2010 betrug 

der KDU-Anteil des Bundes noch magere 23 Prozent – 77 Prozent trugen die Kreise 

und kreisfreien Städte.“ 

 


